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Bekanntmachung  

der Großen Kreisstadt Stollberg über das Recht auf Einsicht in das 
Wählerverzeichnis und die Erteilung von Wahlscheinen 

für die Wahl zum Sächsischen Landtag am 1. September 2024 
 
 
1. Das Wählerverzeichnis zur Landtagswahl für die Große Kreisstadt Stollberg für die Wahlbezirke der 

Großen Kreisstadt Stollberg wird in der Zeit vom 12. August 2024 bis 16. August 2024 während der 
üblichen Dienststunden 

 

Dienstag von 09:00 bis 12:00 
und  
von 13:00 bis 15:30 Uhr 

Mittwoch von 08:00 bis 12:00 
und  
von  bis  Uhr 

Donnerstag von 09:00 bis 12:00 
und  
von 13:00 bis 17:30 Uhr 

Freitag von 09:00 bis 12:00 
und  
von  bis  Uhr 

 
im Bürgerservice der Stadt Stollberg, Erdgeschoss (barrierefrei), Hauptmarkt 1, 09366 
Stollberg/Erzgeb. für Wahlberechtigte zur Einsichtnahme bereitgehalten.  
 
Innerhalb der Einsichtsfrist kann die oder der Wahlberechtigte von der Stadt einen Auszug aus dem 
Wählerverzeichnis über die zu ihrer oder seiner Person eingetragenen Daten verlangen. Jede und 
jeder Wahlberechtigte kann die Richtigkeit oder Vollständigkeit der zu ihrer oder seiner Person im 
Wählerverzeichnis eingetragenen Daten überprüfen. Sofern eine Wahlberechtigte oder ein 
Wahlberechtigter die Richtigkeit oder Vollständigkeit der Daten von anderen im Wählerverzeichnis 
eingetragenen Personen überprüfen will, hat sie oder er Tatsachen glaubhaft zu machen, aus denen 
sich eine Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit des Wählerverzeichnisses ergeben kann.  
Das Recht auf Überprüfung besteht nicht hinsichtlich der Daten von Wahlberechtigten, für die im 
Melderegister ein Sperrvermerk gemäß § 51 Absatz 1 des Bundesmeldegesetzes eingetragen ist. 

Das Wählerverzeichnis wird im automatisierten Verfahren geführt. Die Einsichtnahme ist durch ein 
Datensichtgerät möglich. 

Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis eingetragen ist oder einen Wahlschein hat. 

2. Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvollständig hält, kann in der Zeit vom 20. Tag bis zum 
16. Tag vor der Wahl, spätestens am 16. August 2024 bis 12:00 Uhr im Bürgerservice der 
Stadtverwaltung Stollberg, Erdgeschoss (barrierefrei), Hauptmarkt 1, 09366 Stollberg/Erzgeb. 
Einspruch einlegen. Der Einspruch kann schriftlich oder durch Erklärung zur Niederschrift 
eingelegt werden. Wahlberechtigte, die des Lesens unkundig sind oder mit einer körperlichen 
Beeinträchtigung oder einer Behinderung können sich bei der Einlegung des Einspruchs der Hilfe 
einer anderen Person bedienen. 

3. Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis eingetragen sind, erhalten bis spätestens zum 11. 
August 2024 eine Wahlbenachrichtigung. 

Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber glaubt, wahlberechtigt zu sein, muss Einspruch 
gegen das Wählerverzeichnis einlegen, wenn sie oder er nicht Gefahr laufen will, ihr oder sein 
Wahlrecht nicht ausüben zu können. 

Wahlberechtigte, die nur auf Antrag in das Wählerverzeichnis eingetragen werden und die bereits einen 
Wahlschein und Briefwahlunterlagen beantragt haben, erhalten keine Wahlbenachrichtigung.  
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4. Wer einen Wahlschein hat, kann an der Wahl im Wahlkreis  

 
                                                                           12 „Erzgebirge 1“ 

 

- durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlraum (Wahlbezirk) dieses Wahlkreises  

- oder durch Briefwahl  

teilnehmen. 

 

5.  Einen Wahlschein erhalten auf Antrag 

 

5.1 alle in das Wählerverzeichnis eingetragenen Wahlberechtigten 

 

5.2 die nicht in das Wählerverzeichnis eingetragenen Wahlberechtigten, 
 

a) wenn sie nachweisen, dass sie ohne ihr Verschulden die Antragsfrist auf Aufnahme in das 
Wählerverzeichnis nach § 16 Absatz 1 der Landeswahlordnung (bis zum 11. August 2024) oder die 
Einspruchsfrist gegen das Wählerverzeichnis nach § 19 Absatz 1 der Landeswahlordnung (bis zum 
16. August 2024) versäumt haben,  

 

b) wenn ihr Recht auf Teilnahme an der Wahl erst nach Ablauf der Antragsfrist nach § 16 Absatz 1 der 
Landeswahlordnung oder der Einspruchsfrist nach § 19 Absatz 1 der Landeswahlordnung 
entstanden ist, 

 

c) wenn ihr Wahlrecht im Einspruchsverfahren festgestellt worden und die Feststellung erst nach 
Abschluss des Wählerverzeichnisses zur Kenntnis der Stadt gelangt ist. 

Wahlscheine können von in das Wählerverzeichnis eingetragenen Wahlberechtigten bis zum 30. 
August 2024, 16.00 Uhr, bei der Stadtverwaltung Stollberg mündlich, schriftlich oder elektronisch 
beantragt werden. 

 

Im Falle nachweislich plötzlicher Erkrankung, die ein Aufsuchen des Wahlraumes nicht oder nur 
unter nicht zumutbaren Schwierigkeiten möglich macht, kann der Antrag noch bis zum 
Wahltag,15.00 Uhr, gestellt werden. 

 

Versichert eine Wahlberechtigte oder ein Wahlberechtigter glaubhaft, dass ihr oder ihm der 
beantragte Wahlschein nicht zugegangen ist, kann ihr oder ihm bis zum Tag vor der Wahl, 12.00 
Uhr, ein neuer Wahlschein erteilt werden.  

Nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahlberechtigte können aus den unter 5.2 
Buchstabe a bis c angegebenen Gründen den Antrag auf Erteilung eines Wahlscheines noch bis 
zum Wahltag, 15.00 Uhr, stellen. 

Wer den Antrag für eine andere Person stellt, muss durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht 
nachweisen, dass sie oder er dazu berechtigt ist. Wahlberechtigte, die des Lesens unkundig sind 
oder mit einer körperlichen Beeinträchtigung oder einer Behinderung können sich bei der 
Antragstellung der Hilfe einer anderen Person bedienen. 
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6. Mit dem Wahlschein erhält die oder der Wahlberechtigte 
- einen amtlichen Stimmzettel des Wahlkreises, 
- einen amtlichen grünen Wahlumschlag, 
- einen amtlichen, mit der Anschrift, an die der Wahlbrief zurückzusenden ist, versehenen gelben 

Wahlbriefumschlag und 
- ein Merkblatt für die Briefwahl. 

 
Die Abholung von Wahlschein und Briefwahlunterlagen für eine andere Person ist nur möglich, wenn 
die Berechtigung zur Empfangnahme der Unterlagen durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht 
nachgewiesen wird und die bevollmächtigte Person nicht mehr als vier Wahlberechtigte vertritt; dies hat 
sie der Stadtverwaltung vor Empfangnahme der Unterlagen schriftlich zu versichern. Auf Verlangen hat 
sich die bevollmächtigte Person auszuweisen. 

Wahlberechtigte, die des Lesens unkundig oder wegen einer körperlichen Beeinträchtigung oder einer 
Behinderung an der Abgabe ihrer Stimme gehindert sind, können sich zur Stimmabgabe der Hilfe einer 
anderen Person bedienen. Die Hilfsperson muss das 16. Lebensjahr vollendet haben. Die Hilfeleistung 
ist auf technische Hilfe bei der Kundgabe einer von der oder dem Wahlberechtigten selbst getroffenen 
und geäußerten Wahlentscheidung beschränkt.  

Unzulässig ist eine Hilfeleistung, die unter missbräuchlicher Einflussnahme erfolgt, die selbstbestimmte 
Willensbildung oder Entscheidung der oder des Wahlberechtigten ersetzt oder verändert oder wenn ein 
Interessenkonflikt der Hilfsperson besteht. Die Hilfsperson ist zur Geheimhaltung der Kenntnisse 
verpflichtet, die sie bei der Hilfeleistung von der Wahl einer anderen Person erlangt hat. 

Bei der Briefwahl muss die Wählerin oder der Wähler den Wahlbrief mit dem Stimmzettel und dem 
Wahlschein so rechtzeitig an die angegebene Stelle absenden, dass der Wahlbrief dort spätestens am 
Wahltag bis 16.00 Uhr eingeht. Er kann auch bei der auf dem Wahlbrief angegebenen Stelle 
abgegeben werden. 

 

Datenschutzrechtliche Hinweise 

 

1. Wurde ein Antrag auf Eintragung ins Wählerverzeichnis gestellt oder Einspruch gegen die 
Richtigkeit oder Vollständigkeit des Wählerverzeichnisses eingelegt, so werden die in diesem 
Zusammenhang angegebenen, personenbezogenen Daten zur Bearbeitung des Antrages bzw. 
des Einspruchs verarbeitet, § 16 und § 19 Landeswahlordnung. 

Wurde ein Antrag auf Erteilung eines Wahlscheins gestellt oder haben Sie eine Vollmacht für die 
Beantragung eines Wahlscheins und/oder für die Abholung des Wahlscheins mit 
Briefwahlunterlagen ausgestellt, so werden die in diesem Zusammenhang angegebenen, 
personenbezogenen Daten zur Bearbeitung des Antrages beziehungsweise zur Prüfung der 
Bevollmächtigung verarbeitet, § 17 Absatz 2 Sächsisches Wahlgesetz, §§ 22 bis 24 
Landeswahlordnung. Die Angaben im Rahmen der Erklärung der bevollmächtigten Person, dass 
sie oder er nicht mehr als vier Wahlberechtigte bei der Empfangnahme vertritt, dienen dazu, die 
Berechtigung der bevollmächtigten Person für die Beantragung eines Wahlscheins bzw. die 
Berechtigung für den Empfang des Wahlscheins und der Briefwahlunterlagen zu prüfen, § 23 
Absatz 1 Satz 6, § 24 Absatz 6 Landeswahlordnung. 

Die Stadt führt Verzeichnisse über erteilte Wahlscheine, § 24 Absatz 7 Landeswahlordnung, ein 
Verzeichnis über für ungültig erklärte Wahlscheine, § 24 Absatz 8 Satz 1 Landeswahlordnung, 
sowie ein Verzeichnis über die Bevollmächtigten und die an sie ausgehändigten Wahlscheine, § 
24 Absatz 6 Satz 4 Landeswahlordnung. 
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2. Sie sind nicht verpflichtet, die personenbezogenen Daten bereitzustellen. Eine Bearbeitung des 
Antrages auf Eintragung in das Wählerverzeichnis, des Einspruchs gegen das Wählerverzeichnis 
und des Antrages auf Erteilung eines Wahlscheins sowie die Erteilung bzw. Aushändigung des 
Wahlscheins und der Briefwahlunterlagen an eine bevollmächtigte Person ist ohne die Angaben 
nicht möglich. 

 

3. Verantwortlich für die Verarbeitung der angegebenen personenbezogenen Daten ist die oben 
genannte Gemeinde.  
Die Kontaktdaten der oder des behördlichen Datenschutzbeauftragten sind: 
 

Actus-IT Frank Sommerfeld, Obere Str. 28a, 32108 Bad Salzuflen 

 

4. Im Falle einer Beschwerde gegen die Versagung der Eintragung ins Wählerverzeichnis, gegen die 
Ablehnung des Einspruchs gegen das Wählverzeichnis oder gegen die Versagung des 
Wahlscheins empfängt die personenbezogenen Daten der Kreiswahlleiter  

5.  

Landratsamt Erzgebirgskreis, Kreiswahlleiter, Paulus-Jenisius-Str. 24, 09456 Annaberg-Buchholz 

 

6. Die Frist für die Speicherung der im Zusammenhang mit der Führung des Wählerverzeichnisses, 
der Verzeichnisse über erteilte Wahlscheine, des Verzeichnisses über für ungültig erklärte 
Wahlscheine und des Verzeichnisses über die Bevollmächtigten und die an sie ausgehändigten 
Wahlscheine verarbeiteten personenbezogenen Daten richtet sich nach § 78 Absatz 3 
Landeswahlordnung: Wählerverzeichnisse, Wahlscheinverzeichnisse, Verzeichnisses über für 
ungültig erklärte Wahlscheine und Verzeichnisse der Bevollmächtigten sind nach Ablauf von sechs 
Monaten seit der Wahl zu vernichten, wenn nicht die Landeswahlleiterin oder der Landeswahlleiter 
mit Rücksicht auf ein schwebendes Wahlprüfungsverfahren etwas anderes anordnet oder sie für 
die Strafverfolgungsbehörde zur Ermittlung einer Wahlstraftat von Bedeutung sein können. 

 

7. Bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen stehen Ihnen folgende Rechte zu: 
- Recht auf Auskunft über Sie betreffende personenbezogene Daten (§ 2 Absatz 4 Sächsisches 

Datenschutzdurchführungsgesetz, Artikel 15 Datenschutz-Grundverordnung) 
- Recht auf Berichtigung der Sie betreffenden unrichtigen personenbezogenen Daten (§ 2 Absatz 

4 Sächsisches Datenschutzdurchführungsgesetz, Artikel 16 Datenschutz-Grundverordnung) 
- Recht auf Löschung personenbezogener Daten (§ 2 Absatz 4 Sächsisches 

Datenschutzdurchführungsgesetz, Artikel 17 Datenschutz-Grundverordnung) 
- Recht auf Einschränkung der Verarbeitung personenbezogener Daten (§ 2 Absatz 4 Sächsisches 

Datenschutzdurchführungsgesetz, Artikel 18 Datenschutz-Grundverordnung) 
 

Einschränkungen ergeben sich aus den wahlrechtlichen Vorschriften, insbesondere durch die 
Vorschriften über das Recht auf Einsichtnahme in das Wählerverzeichnis und den Erhalt einer 
Kopie, § 17 Absatz 1 Sächsisches Wahlgesetz in Verbindung mit § 18 Absatz 2 und 3 
Landeswahlordnung, durch die Vorschriften über den Einspruch und Beschwerde gegen das 
Wählerverzeichnis, § 19 Landeswahlordnung. 
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8. Sind Sie der Ansicht, dass die Verarbeitung der Sie betreffenden personenbezogenen Daten nicht 
rechtmäßig erfolgt, können Sie Beschwerden an die Sächsische Datenschutz- und 
Transparenzbeauftragte (Postanschrift: Sächsische Datenschutz- und Transparenzbeauftragte, 
Postfach 11 01 32, 01330 Dresden, E-Mail: post@sdtb.sachsen.de) richten. 

 
 
Stollberg, den 10.07.2024 
 
 
 
 
 
Marcel Schmidt      DS 
Oberbürgermeister 
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Wahlbekanntmachung 
 
1. Am 1. September 2024 findet die  

Wahl zum 8. Sächsischen Landtag 
 statt. 

Die Wahl dauert von 8.00 bis 18.00 Uhr. 

2.  Die Stadt Stollberg ist in folgende 11 Wahlbezirke eingeteilt: 

Nr. des 
Wahl- 

bezirks 

Bezeichnung des Wahlbezirks Lage des Wahlraums  
barrierefrei 

1 Stadtbibliothek Schillerplatz 2, 09366 Stollberg  

2 Altstadtschule An der Schule 1, 09366 Stollberg   

3 Hufelandtreff Hufelandstraße 66, 09366 Stollberg  

4 Grundschule Albrecht-Dürer Glückaufstraße 29, 09366 Stollberg   

5 Begegnungszentrum „Dürer“ Albrecht-Dürer-Str. 85, 09366 Stollberg 
 
 

6 Bistro Phänomenia OT Hoheneck, An der Stalburg 6-7, 
09366 Stollberg 

 
 

7 Turnhalle Mitteldorf OT Mitteldorf, Lindengasse 4, 09366 
Stollberg  

8 Feuerwehrgerätehaus Gablenz OT Gablenz, August-Bebel-Str. 63c, 
09366 Stollberg  

9 Feuerwehrgerätehaus   
Oberdorf 

OT Oberdorf, Neuwürschnitzer Str. 4, 
09366 Stollberg  

10 Altstadtschule  An der Schule 1, 09366 Stollberg   

11 Grundschule Beutha OT Beutha, Schulstraße 2, 09366 
Stollberg  

In den Wahlbenachrichtigungen, die den Wahlberechtigten in der Zeit vom 25.07.2024 bis 11.08.2024 
übersendet werden, sind der Wahlbezirk und der Wahlraum angegeben, in dem die Wahlberechtigten zu 
wählen haben. 

Die Briefwahlvorstände treten zur Zulassung der Wahlbriefe sowie zur Ermittlung und Feststellung des 
Briefwahlergebnisses um 16:00 Uhr im Rathaus der Stadt Stollberg, Bürgerservice, Hauptmarkt 1, 09366 
Stollberg zusammen. 

3. Jede und jeder Wahlberechtigte kann nur in dem Wahlraum des Wahlbezirks wählen, in dessen 
Wählerverzeichnis sie oder er eingetragen ist. 

Die Wählerinnen und Wähler haben die Wahlbenachrichtigung und ihren Personalausweis oder 
Reisepass zur Wahl mitzubringen. Die Wahlbenachrichtigung soll bei der Wahl abgegeben werden. 
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Gewählt wird mit amtlich hergestellten Stimmzetteln. Jede Wählerin und jeder Wähler bekommt bei 
Betreten des Wahlraumes einen Stimmzettel ausgehändigt. 

Jede Wählerin und jeder Wähler hat eine Direktstimme und eine Listenstimme. Das Stärkeverhältnis der 
Parteien im Sächsischen Landtag errechnet sich nur aus der Anzahl der Listenstimmen. 

Der Stimmzettel enthält jeweils unter fortlaufender Nummer 

a) für die Wahl im Wahlkreis die Namen der Direktbewerberinnen und -bewerber der zugelassenen 
Kreiswahlvorschläge, bei Kreiswahlvorschlägen von Parteien außerdem den Namen der Parteien 
und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch diese, bei anderen Kreiswahlvorschlägen 
außerdem das Kennwort und rechts von dem Namen jeder Bewerberin und jedes Bewerbers einen 
Kreis für die Kennzeichnung, 

b) für die Wahl nach Landeslisten die Bezeichnung der Parteien, sofern sie eine Kurzbezeichnung 
verwenden, auch diese, und jeweils die Namen der ersten fünf Bewerberinnen und Bewerber der 
zugelassenen Landeslisten und links von der Parteibezeichnung einen Kreis für die Kennzeichnung. 

 
Die Wählerin oder der Wähler gibt 

ihre oder seine Direktstimme in der Weise ab, 

dass sie oder er auf dem linken Teil des Stimmzettels durch ein in einen Kreis gesetztes Kreuz oder 
auf andere Weise eindeutig kenntlich macht, welcher Bewerberin oder welchem Bewerber sie gelten 
soll, 

und ihre oder seine Listenstimme in der Weise, 

dass sie oder er auf dem rechten Teil des Stimmzettels durch ein in einen Kreis gesetztes Kreuz oder 
auf andere Weise eindeutig kenntlich macht, welcher Landesliste sie gelten soll. 

Der Stimmzettel muss von der Wählerin oder dem Wähler in einer Wahlkabine des Wahlraumes oder in 
einem besonderen Nebenraum gekennzeichnet und in der Weise gefaltet werden, dass ihre oder seine 
Stimmabgabe nicht erkennbar ist. 

In der Wahlkabine darf nicht fotografiert oder gefilmt werden. 

4. Die Wahlhandlung sowie die im Anschluss an die Wahlhandlung erfolgende Ermittlung und Feststellung 
des Wahlergebnisses im Wahlbezirk sind öffentlich. Jede Person hat Zutritt, soweit das ohne 
Beeinträchtigung des Wahlgeschäfts möglich ist. 

5. Wählerinnen und Wähler, die einen Wahlschein haben, können an der Wahl im Wahlkreis, in dem der 
Wahlschein ausgestellt ist, 

a) durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlbezirk dieses Wahlkreises oder 

b)   durch Briefwahl 
teilnehmen. 

Wer durch Briefwahl wählen will, muss sich von der Gemeinde einen amtlichen Stimmzettel, einen 
amtlichen Wahlumschlag sowie einen amtlichen Wahlbriefumschlag beschaffen und seinen Wahlbrief 
mit dem Stimmzettel (im verschlossenen Wahlumschlag) und dem unterschriebenen Wahlschein so 
rechtzeitig der auf dem Wahlbriefumschlag angegebenen Stelle zuleiten, dass er dort spätestens am 
Wahltag bis 16:00 Uhr eingeht. Der Wahlbrief kann auch bei der angegebenen Stelle abgegeben werden. 

6. Jede und jeder Wahlberechtigte kann ihr oder sein Wahlrecht nur einmal und nur persönlich ausüben. 
Eine Ausübung des Wahlrechts durch eine Vertreterin oder einen Vertreter anstelle der oder des 
Wahlberechtigten ist unzulässig (§ 13 Absatz 4 des Sächsischen Wahlgesetzes).  

Wahlberechtigte, die des Lesens unkundig sind oder wegen einer körperlichen Beeinträchtigung oder 
einer Behinderung an der Abgabe ihrer Stimme gehindert sind, können sich hierzu der Hilfe einer anderen 
Person bedienen.  
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 Die Hilfeleistung ist auf technische Hilfe bei der Kundgabe einer von der oder dem Wahlberechtigten 
selbst getroffenen und geäußerten Wahlentscheidung beschränkt. Unzulässig ist eine Hilfeleistung, die 
unter missbräuchlicher Einflussnahme erfolgt, die selbstbestimmte Willensbildung oder Entscheidung der 
oder des Wahlberechtigten ersetzt oder verändert oder wenn ein Interessenkonflikt der Hilfsperson 
besteht (§ 13 Absatz 5 des Sächsischen Wahlgesetzes). 

 
 Wer vorsätzlich unbefugt wählt oder sonst ein unrichtiges Ergebnis einer Wahl herbeiführt oder das 

Ergebnis verfälscht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. Unbefugt 
wählt auch, wer im Rahmen zulässiger Assistenz entgegen der Wahlentscheidung der oder des 
Wahlberechtigten oder ohne eine geäußerte Wahlentscheidung der oder des Wahlberechtigten eine 
Stimme abgibt. Der Versuch ist strafbar (§ 107a Absatz 1 und 3 des Strafgesetzbuches). 

 
7. Im Wahlbezirk 7, Turnhalle Mitteldorf, Lindengasse 4, 09366 Stollberg wird eine repräsentative 

Wahlstatistik nach § 70 oder § 72 der Landeswahlordnung durchgeführt. 
 
 
Stollberg, 10.07.2024 
 
 
 
 
Marcel Schmidt 
Oberbürgermeister      Dienstsiegel 
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Hinweis gemäß § 4 SächsGemO  
 
Gemäß § 4 Abs. 4 S. 1 i. V. m. § 4 Abs.5 SächsGemO gelten Satzungen, die unter Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften der SächsGemO zu Stande gekommen sind, ein Jahr nach ihrer 
Bekanntmachung als von Anfang an gültig zu Stande gekommen.  
 
Dies gilt nicht,  
 
wenn die Ausfertigung der Satzung nicht oder fehlerhaft erfolgt ist,  
Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzungen, die Genehmigung oder die Bekanntmachung der 
Satzung verletzt worden sind,  
der Oberbürgermeister dem Beschluss nach § 52 Abs. 2 SächsGemO wegen Gesetzwidrigkeit 
widersprochen hat und  
vor Ablauf der Jahresfrist  
 1. die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet hat oder  
 2. die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschriften gegenüber der Stadt Stollberg/Erzgeb. 
unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll,  schriftlich geltend gemacht 
worden ist.  
 
Ist eine Verletzung nach den Nrn. 3 oder 4 geltend gemacht worden, so kann auch nach Ablauf der in § 4 
Abs. 4 S. 1 SächsGemO genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen. 
 
 
 
 
 
 
 
 

Ortsübliche Bekanntmachung der Stadt Stollberg/Erzgeb. 
 

Vorentwurf der 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 33 „Wohngebiet Wischberg“, 
Durchführung der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1  

Baugesetzbuch 
 
 
Der Stollberger Stadtrat hat in seiner öffentlichen Sitzung am 17.06.2024 den Vorentwurf des 
Bebauungsplans „Wohngebiet Wischberg“ mit Begründung und Umweltbericht gebilligt und die 
Durchführung der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB beschlossen. 
 
Zur Unterrichtung der Öffentlichkeit werden die Unterlagen zum Vorentwurf des Bebauungsplans der Stadt 
Stollberg, bestehend aus Planzeichnung mit Festsetzungen, der Begründung und Umweltbericht mit Stand 
Mai 2024 in der Zeit vom 

 
05.08.2024 bis 06.09.2024 

 
auf der Internetseite der Stadt:  
 
www.stollberg-erzgebirge.de/inhalte/stollberg/_inhalt/service/bauleitplanung  
 
sowie auf dem Zentralen Internetportal des Landes Sachsen  
 
www.buergerbeteiligung.sachsen.de 
 
veröffentlicht. 
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Zusätzlich zur Veröffentlichung im Internet werden die Unterlagen im o.g. Zeitraum durch eine öffentliche 
Auslegung in der Stadtverwaltung Stollberg, Hauptmarkt 1, Zimmer 212 zu folgenden Zeiten: 

Dienstag 9:00 Uhr bis 12:00 Uhr und 13:00 Uhr bis 16:00 Uhr  
Mittwoch 8:00 Uhr bis 12:00 Uhr 
Donnerstag 9:00 Uhr bis 12:00 Uhr und 13:00 bis 17:30 Uhr 
Freitag  9:00 Uhr bis 12:00 Uhr 

zu jedermanns Einsicht zur Verfügung gestellt.  
 
 
Während der Dauer der Veröffentlichungsfrist können Stellungnahmen zum Vorentwurf schriftlich oder zur 
Niederschrift in der Stadtverwaltung Stollberg vorgebracht werden bzw. auch elektronisch an 
planung@stollberg-erzgebirge.de übermittelt werden.  
 
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung über die Satzung 
unberücksichtigt bleiben, wenn die Gemeinde den Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen müssen und 
deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit der Satzung nicht von Bedeutung ist  
(§ 4a Abs. 5 BauGB). 
 
Stollberg, den 26.06.2024 
 
 
 
 
 
M. Schmidt 
Oberbürgermeister        Dienstsiegel 
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Ortsübliche Bekanntmachung der Genehmigung des Bebauungsplanes Nr. 29 der Stadt 

Stollberg „Gewerbegebiet westlich der Autobahn" 
 

Mit Bescheid vom 19.06.2024, Aktenzeichen 0364-2024-60, hat das Landratsamt Erzgebirgskreis die vom 
Stollberger Stadtrat in seiner öffentlichen Sitzung am 13.05.2024 beschlossene Satzung über den 
Bebauungsplan Nr. 29 der Stadt Stollberg „Gewerbegebiet westlich der Autobahn" in der Fassung vom April 
2024 mit Auflagen und einem Hinweis genehmigt. Die Auflagen und Hinweise wurden erfüllt. 
 
Die Satzung wurde vor der Bekanntmachung nach § 4 Abs. 3 SächsGemO ausgefertigt. Die Genehmigung 
des Bebauungsplanes wird hiermit gemäß § 10 Baugesetzbuch öffentlich bekanntgemacht. Mit dieser 
Bekanntmachung tritt die Satzung über den Bebauungsplan Nr. 29 der Stadt Stollberg „Gewerbegebiet 
westlich der Autobahn“ in Kraft. 
 
Jedermann kann den rechtskräftigen Bebauungsplan, bestehend aus  
 
- der Planzeichnung (Teil A) und 
- den textlichen Festsetzungen (Teil B) 
 
sowie die Begründung mit Umweltbericht und die zusammenfassende Erklärung nach § 10 a Abs. 1 BauGB 
in der Stadtverwaltung Stollberg, Hauptmarkt 1, 09366 Stollberg im Bau-/Ordnungsamt, Zimmer 212, 
während folgender Zeiten: 
 

Dienstag  09:00 bis 12:00 Uhr und 13:00 bis 15:30 Uhr 
Mittwoch  08:00 bis 12:00 Uhr 
Donnerstag  09:00 bis 12:00 Uhr und 13:00 bis 17:30 Uhr 
Freitag   09:00 bis 12:00 Uhr 
 

einsehen und über deren Inhalt Auskunft verlangen. 
 
Ergänzend können o. g. die Unterlagen gemäß § 10 a Abs. 2 BauGB auch auf der Internetseite der Stadt 
Stollberg www.stoIIberg-erzgebirge.de  und im zentralen Internetportal des Freistaates Sachsen unter 
www.buergerbeteiligung.sachsen.de  eingesehen werden.  
 
 
Hinweis gemäß § 215 BauGB 
 
Auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 
und von Mängeln der Abwägung sowie die Rechtsfolge des § 215 Abs. 1 BauGB wird hingewiesen. 
Unbeachtlich werden demnach: 
 

• eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1-3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 
Verfahrens- und Formvorschriften. 

 
• eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften über 

das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und  
 

• nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs,  
 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der Satzung über den Bebauungsplan Nr. 29 
der Stadt Stollberg „Gewerbegebiet westlich der Autobahn“ schriftlich gegenüber der Stadt Stollberg unter 
der Darlegung des die Verletzung begründeten Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 
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Hinweis gemäß § 44 BauGB 
 
Zudem wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 S. 1 und 2 sowie § 44 Abs. 4  BauGB über die fristgemäße 
Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche und über das Erlöschen von 
Entschädigungsansprüchen hingewiesen. Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von 
drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten 
Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.  
 
Die Fälligkeit des Anspruchs kann dadurch herbeigeführt werden, dass die Leistung der Entschädigung 
schriftlich beim Entschädigungspflichtigen beantragt wird.  
 
 
Stollberg, 01.07.2024       
 
 
 
 
 
Marcel Schmidt      Dienstsiegel   
Oberbürgermeister 
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1. Verordnung zur Änderung der Polizeiverordnung gegen umweltschädigendes  

Verhalten und Lärmbelästigung, zum Schutz vor öffentlichen Beeinträchtigungen  
sowie über das Anbringen von Hausnummern für das Gebiet der 

Großen Kreisstadt Stollberg (Umwelt-Polizeiverordnung) vom 28.08.2018 
 

 
Die Große Kreisstadt Stollberg erlässt auf Grund von §§ 32 Abs. 1, 35, 37 in Verbindung mit § 1 Abs. 1 Nr. 
4, § 2 Abs. 1 und § 39 des Sächsischen Polizeibehördengesetzes (SächsPBG) in der jeweils geltenden 
Fassung nach Beschluss des Stadtrates vom 17.06.2024 folgende 1. Verordnung zur Änderung der 
Polizeiverordnung:  
 

§ 1 
Änderungsbestimmungen 

 
Geändert wird die Verordnung gegen umweltschädigendes Verhalten und Lärmbelästigung, zum Schutz 
vor öffentlichen Beeinträchtigungen sowie über das Anbringen von Hausnummern für das Gebiet der 
Großen Kreisstadt Stollberg (Umwelt-Polizeiverordnung), veröffentlicht im „Stollberger Stadtanzeiger“ Nr. 
09/2018 wie folgt:  
 

1. § 20 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 
 
„Ordnungswidrig im Sinne von § 39 Abs. 1 des Sächsischen Polizeibehördengesetzes vom 11. Mai 2019 
(SächsGVBl. S 358, 389) in der jeweils geltenden Fassung handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig … “ 
 

2. § 20 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 
 
„Ordnungswidrigkeiten können nach § 39 Abs. 2 des Sächsischen Polizeibehördengesetzes mit einer 
Geldbuße von mindestens 5 Euro bis zu 5.000 Euro geahndet werden.“ 
 

§ 2 
Inkrafttreten 

 
Die 1. Verordnung zur Änderung der Polizeiverordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in Kraft. 
 
 
 
Stollberg, den 18.06.2024 
 
 
 
 
 
Marcel Schmidt       Dienstsiegel 
Oberbürgermeister 
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